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2. Instanz
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3. Instanz

Datum -

Der Bescheid vom 03.07.2002 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
12.08.2002 wird abgeÃ¤ndert. Die Beklagte wird verurteilt, der KlÃ¤gerin
Arbeitslosengeld ab dem 03.07.2002 fÃ¼r 18 Monate zu gewÃ¤hren. Die Beklagte
hat die erstattungsfÃ¤higen auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin zu tragen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber den Beginn und die Dauer eines Anspruchs auf
Arbeitslosengeld.

Die am 03.07.1957 geborene KlÃ¤gerin war vom 01.02.1998 bis zum 30.06.2002 als
Innendienstmitarbeiterin bei der Provinzialversicherung in beschÃ¤ftigt. Das
ArbeitsverhÃ¤ltnis endete aufgrund einer schriftlichen KÃ¼ndigung des
Arbeitgebers vom 02.05.2002.

Am 23.05.2002 sprach die KlÃ¤gerin erstmals beim Arbeitsamt vor. In einem
Beratungsvermerk der Beklagten ist ausgefÃ¼hrt, dass sich die KlÃ¤gerin
persÃ¶nlich arbeitslos gemeldet habe und ihr die Antragsunterlagen ausgehÃ¤ndigt
worden seien. Ferner habe ein FolgegesprÃ¤ch zu Vermittlungsaspekten
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stattgefunden. Der schriftliche Antrag auf Arbeitslosengeld ging am 20.08.2002
beim Arbeitsamt ein.

Mit Bescheid vom 03.07.2002 bewilligte die Beklagte der KlÃ¤gerin Arbeitslosengeld
ab dem 01.07.2002 fÃ¼r die Dauer von zwÃ¶lf Monaten.

Dagegen legte die KlÃ¤gerin am 02.08.2002 Widerspruch ein, mit dem sie die
Bewilligung des Arbeitslosengeldes fÃ¼r 540 Kalendertage, also fÃ¼r 18 Monate
begehrte. Zur BegrÃ¼ndung trug sie folgendes vor: Das Arbeitsamt sei verpflichtet
gewesen, sie anlÃ¤Ã�lich des GesprÃ¤chs vom 20.05.2002 auf die MÃ¶glichkeit
einer Antragsstellung nach Vollendung des 45. Lebensjahres und auf die ihrer
Meinung nach daraus resultierende lÃ¤ngere Anspruchsdauer hinzuweisen.
HierÃ¼ber sei sie nicht informiert worden. Es handele sich in ihrem Falle um eine
Grenzsituation, da sie am 03.07.1957 geboren sei.

Mit Widerspruchsbescheid vom 12.08.2002 wies die Beklagte den Widerspruch der
KlÃ¤gerin zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, dass es fÃ¼r die
Anspruchsdauer nicht von Bedeutung sei, wann die KlÃ¤gerin den Antrag auf
Arbeitslosengeld gestellt habe. Die Dauer des Anspruchs richte sich gemÃ¤Ã� Â§
127 Abs. 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB III) unter anderem nach dem
Lebensalter, das der Arbeitslose bei Entstehung des Anspruchs vollendet habe.
Entstanden sei der Anspruch auf Arbeitslosengeld gemÃ¤Ã� Â§ 40 Abs. 1 des Ersten
Buches Sozialgesetzbuch (SGB I) an dem Tage, an dem erstmals alle
Anspruchsvoraussetzungen vorgelegen haben. Seitens der KlÃ¤gerin seien die
Voraussetzungen aus Â§ 117 Abs. 1 SGB III am 01.07.2002 erfÃ¼llt gewesen,
sodass an diesem Tag das Stammrecht auf Arbeitslosengeld entstanden sei. Die
Beantragung von Arbeitslosengeld stelle hingegen keine materiell-rechtliche
Anspruchsvoraussetzung dar, sodass auch ein nachtrÃ¤glicher Verzicht im Sinne
des Â§ 46 Abs. 1 SGB I bezÃ¼glich des unabhÃ¤ngig von der Beantragung am
01.07.2002 entstandenen Anspruchs nicht mÃ¶glich sei. Zum Zeitpunkt der
Anspruchsentstehung habe die KlÃ¤gerin das 44. Lebensjahr vollendet gehabt,
sodass die HÃ¶chstdauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld gemÃ¤Ã� Â§ 127 Abs.
2 SGB III zwÃ¶lf Monate betrage.

Dagegen hatte die KlÃ¤gerin am 30.08.2002 Klage erhoben.

Sie ist der Ansicht, dass insbesondere deshalb eine spontane Information
bezÃ¼glich des erhÃ¶hten Anspruchszeitraums hÃ¤tte stattfinden mÃ¼ssen, weil
sie fÃ¼r den Zeitraum vom 23.06.2002 bis 10.07.2002 Urlaub beantragt habe. In
dem Unterlassen dieser Information liege eine Pflichtverletzung seitens des
Arbeitsamtes. Im Ã¼brigen habe sie sich am 23.05.2002 noch gar nicht arbeitslos
gemeldet. Sie habe sich nur informieren wollen Ã¼ber ihre AnsprÃ¼che und wie sie
sich zu verhalten habe. Arbeitslos gemeldet habe sie sich erst im Juni bei Abgabe
ihres Antrags.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Bescheid vom 03.07.2002 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
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12.08.2002 abzuÃ¤ndern und die Beklagte zu verurteilen, Arbeitslosengeld ab dem
03.07.2002 fÃ¼r 18 Monate zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung bezieht sie sich auf die AusfÃ¼hrungen im angefochtenen
Widerspruchsbescheid. ErgÃ¤nzend trÃ¤gt sie vor, die persÃ¶nliche
Arbeitslosmeldung im Sinne von Â§ 122 SGB III sei eine TatsachenerkÃ¤rung, die
keiner GestaltungsmÃ¶glichkeit unterliege und daher nicht im Wege eines
Herstellungsanspruchs verÃ¤ndert werden kÃ¶nne. Eine spÃ¤tere Antragstellung
Ã¤ndere nichts an einer Entstehung des Stammrechts am 01.07.2002. Entscheidend
fÃ¼r die Bestimmung der Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld sei das Alter
des Antragstellers zum Zeitpunkt der Anspruchsentstehung.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird Bezug
genommen auf die Gerichtsakte und Verwaltungsakte der Beklagten,
Stammnummer â�¦ . Die Akten haben vorgelegen und sind Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet.

Die KlÃ¤gerin ist durch den Bescheid vom 03.07.2002 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 12.08.2002 in ihren Rechten verletzt im Sinne des Â§
54 Abs. 2 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG), denn dieser Bescheid ist rechtswidrig.
Es besteht ein Anspruch der KlÃ¤gerin auf GewÃ¤hrung von Arbeitslosengeld fÃ¼r
die Dauer von 18 Monaten ab dem 03.07.2002. Dieser beruht auf Â§ 117 Abs. 1 SGB
III i.V. mit Â§ 127 Abs. 1 und 2 SGB III. Daneben waren die GrundsÃ¤tze eines
sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs zu berÃ¼cksichtigen.

Geht man von einer Arbeitslosmeldung und Antragstellung der KlÃ¤gerin zum
01.07.2002 aus, besteht zwar nur ein Anspruch der KlÃ¤gerin auf Arbeitslosengeld
fÃ¼r zwÃ¶lf Monate, denn die am 03.07.1957 geborene KlÃ¤gerin hat am
01.07.2002 erst das 44. Lebensjahr und noch nicht das 45. Lebensjahr vollendet,
sodass die Anspruchsdauer gem. Â§ 127 Abs. 2 SGB III auf die maximale Dauer von
zwÃ¶lf Monaten begrenzt ist.

Allerdings ist die KlÃ¤gerin im Wege des sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs so
zu stellen, als ob sie sich erst zum 03.07.2002 arbeitslos gemeldet hat. Dieser Tag
ist der 45. Geburtstag der KlÃ¤gerin. Weil gem. Â§ 187 Abs. 2 Satz 2 des
BÃ¼rgerlichen Gesetzbuchs (BGB( der Tag der Geburt bei der Berechnung des
Lebensalter nicht mitgerechnet wird, hatte die KlÃ¤gerin an diesem Tag das 45.
Lebensjahr vollendet. Der Anspruch der KlÃ¤gerin auf Arbeitslosengeld betrÃ¤gt in
diesem Fall gem. Â§ 127 Abs. 2 SGB III 18 Monate, denn die KlÃ¤gerin war zuvor
mehr als drei Jahre versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt (Â§ 127 Abs. 1 r. 1 i.V.m. Â§
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124 Abs. 1 SGB III), nÃ¤mlich vom 01.02.1998 bis zum 30.06.2002.

Die Voraussetzungen des richterrechtlich entwickelten und anerkannten
sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs (vgl. dazu BSG, SozR 3-4100, Â§ 110 Nr. 2
mit weiteren Nachweisen) liegen hier vor.

Seitens des Arbeitsamtes wurde eine behÃ¶rdliche Beratungs- bzw. Auskunftspflicht
nach den Â§Â§ 14, 15 SGB I verletzt. Es bestand die Pflicht, die KlÃ¤gerin
daraufhinzuweisen, dass eine VerlÃ¤ngerung der Dauer ihres Anspruchs auf
Arbeitslosengeld auf 18 Monate durch eine Arbeitslosmeldung nach Vollendung
ihres 45. Lebensjahres also am 03.07.2002 erreicht werden konnte. Zwar hatte die
KlÃ¤gerin wegen der Dauer des Leistungsanspruchs nicht konkret um eine Beratung
der Beklagten ersucht. Aufgrund des zeitlich sehr engen Zusammenhangs zwischen
der Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses der KlÃ¤gerin am 30.06.2002 und ihrem
45. Geburtstag am 03.07.2002 bestand jedoch auch ohne ausdrÃ¼ckliche Anfrage
der KlÃ¤gerin konkreter Anlass zu einer entsprechenden Beratung. Ein
ausfÃ¼hrliches GesprÃ¤ch mit der KlÃ¤gerin fand jedenfalls am 23.05.2002 statt.
An diesem Tage hÃ¤tte die KlÃ¤gerin daraufhingewiesen werden mÃ¼ssen, dass es
fÃ¼r sie offensichtlich zweckmÃ¤Ã�ig ist, ihre Arbeitslosmeldung um zwei Tage
hinauszuzÃ¶gern, da dies zu einem sechs Monate lÃ¤ngeren Anspruch auf
Arbeitslosengeld fÃ¼hren wÃ¼rde. Es handelt sich hierbei um eine klar zu Tage
tretende GestaltungsmÃ¶glichkeit, deren Wahrnehmung offensichtlich so
zweckmÃ¤Ã�ig ist, dass sie ein verstÃ¤ndiger Versicherter mutmaÃ�lich nutzen
wÃ¼rde.

Durch die Verletzung der Beratungspflicht ist der KlÃ¤gerin ein Nachteil entstanden,
denn als verstÃ¤ndige Versicherte hÃ¤tte sie â�� wie sie auch glaubhaft vortrÃ¤gt
â�� im Fall einer entsprechenden Beratung die Arbeitslosmeldung erst zum
03.07.2002 vorgenommen. Dem verzÃ¶gerten Beginn des Arbeitslosengeldbezugs
um zwei Tage steht nÃ¤mlich eine VerlÃ¤ngerung der Anspruchsdauer um sechs
Monate gegenÃ¼ber.

Dieser Nachteil kann auch im Rahmen der gesetzlichen Regelungen ausgeglichen
werden. Es ist in rechtlicher Hinsicht zulÃ¤ssig, die KlÃ¤gerin so zu stellen, als habe
sie sich erst am 03.07.2002 arbeitslos gemeldet.

Zwar hat das BSG â�� worauf die Beklagte zu Recht hinweist â�� wiederholt
entschieden, dass eine fehlende Arbeitslosmeldung wegen ihrer spezifischen
Funktion nicht mit den Mitteln eines sozialrechtlichen Herstellungsanspruch
ersetzbar ist. Jedoch geht es hier nicht darum, eine fehlende Arbeitslosmeldung zu
ersetzen bzw. herzustellen, sondern es wird eine tatsÃ¤chlich erfolgte
Arbeitslosmeldung auf einen spÃ¤teren Zeitpunkt verschoben. Anders als beim
Ersetzen einer fehlenden Arbeitslosmeldung wird bei einer Verschiebung der
Arbeitslosmeldung deren Zweck, nÃ¤mlich der Arbeitsverwaltung Kenntnis zu
vermitteln bezÃ¼glich des Eintritts des Versicherungsfalles und sie in die Lage zu
versetzen, VermittlungsbemÃ¼hungen zu unternehmen, nicht vereitelt oder
erschwert (so Steinmeier in Gagel, Â§ 122 SGB III Rz 63; vgl. auch SG Koblenz, NZS
2001 Seite 500; LSG Rheinland-Pfalz, NZS 2002 Seite 491).
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Es wiederspricht auch nicht dem Zweck des Â§ 122 SGB III, dass der Arbeitslose sich
durch eine spÃ¤tere Meldung finanzielle Vorteile verschafft, denn er bewegt sich im
Rahmen seiner rechtlichen MÃ¶glichkeiten: Es steht ihm schlieÃ�lich frei, wann er
sich arbeitslos meldet. Die Staffelung der Anspruchsdauer in Â§ 127 SBG III
abhÃ¤ngig vom Lebensalter des Arbeitslosen schlieÃ�t dieses Recht nicht aus.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 12.08.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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